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Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse:________ Ja

Entscheidungsstichwort:

Gleichbehandlung; Vergütung AT-Angestellte

Gesetze:

BGB § 242; GG Art. 3 Abs. 1

Leitsatz:

Im Bereich der Vergütungszahlung kommt der Gleichbehandlungsgrund­
satz nicht zur Anwendung, wenn es sich um individuell vereinbarte Löhne 
und Gehälter handelt und der Arbeitgeber nur einzelne Arbeitnehmer 
besserstellt (Fortführung von Senat 19. August 1992 -5  AZR 513/91 - AP  
BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 102 = EzA BGB § 242 Gleichbehand­
lung Nr. 52). Ist die Anzahl der begünstigten Arbeitnehmer im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der betroffenen Arbeitnehmer sehr gering (hier weniger 
als 5 % der insgesamt betroffenen Arbeitnehmer), kann ein nicht begün­
stigter Arbeitnehmer aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz keinen An­
spruch auf Vergütung herleiten.
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BUNDESARBEilSGERICHT #
5AZR 713/00 
8 Sa 52/00 
Landesarbeitsgericht 
Hamburg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
13. Februar 2002

URTEIL
Metze, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionskläger,

PP-

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 13. Februar 2002 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Müller-Glöge, die Richter am Bundesarbeitsgericht Prof. Dr. Mikosch und Dr. Linck 

sowie die ehrenamtlichen Richter Heel und Dittrich für Recht erkannt:
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1. Der Gleichbehandlungsgrundsatz gebietet dem Arbeitgeber, seine Arbeitneh­

mer oder Gruppen seiner Arbeitnehmer, die sich in vergleichbarer Lage befinden, bei 

Anwendung einer selbst gegebenen Regel gleich zu behandeln. Er verbietet nicht nur 

die willkürliche Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer innerhalb einer Gruppe, 

sondern auch eine sachfremde Gruppenbildung (ständige Rechtsprechung, vgl. Senat 

21. Juni 2000 - 5 A Z R  806/98 - AP BGB § 612 Nr. 60  =  EzA BGB § 242 Gleichbe­

handlung Nr. 83; BAG 17. November 1998 - 1 AZR 147/98 - AP BGB § 242 Gleichbe­

handlung Nr. 162 =  EzA BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 79). In jedem Fall erfordert 

der allgemeine Gleichbehandlungsgrundsatz die Bildung einer Gruppe begünstigter 

Arbeitnehmer.

Im Bereich der Vergütung, also der Hauptleistungspflicht des Arbeitgebers, ist 

der Gleichbehandlungsgrundsatz trotz des Vorrangs der Vertragsfreiheit anwendbar, 

wenn der Arbeitgeber die Leistung nach einem allgemeinen Prinzip gewährt, indem er 

bestimmte Voraussetzungen oder Zwecke festlegt. Allein die Begünstigung einzelner 

Arbeitnehmer erlaubt noch nicht den Schluß, diese Arbeitnehmer bildeten eine Grup­

pe. Eine Gruppenbildung liegt nur vor, wenn die Besserstellung nach einem oder meh­

reren Kriterien vorgenommen wird, die bei allen Begünstigten vorliegen. Der Gleichbe- 

handlungsgrundsatz kommt deshalb nicht zur Anwendung, wenn es sich um individuell 

vereinbarte Löhne und Gehälter handelt und der Arbeitgeber nur einzelne Arbeitneh­

mer besserstellt (vgl. Senat 19. August 1992 -5  AZR 513/91  -  AP BGB § 242 Gleich­

behandlung Nr. 102 = EzA BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 52).

Erfolgt die Besserstellung unabhängig von abstrakten Differenzierungsmerk­

malen in Einzelfällen, können sich andere Arbeitnehmer hierauf zur Begründung 

gleichartiger Ansprüche nicht berufen (BAG 17. Februar 1998 - 3 AZR 783/96 - BAGE 

88, 23, 27). Es fehlt der notwendige kollektive Bezug als Anknüpfungspunkt dafür, ei­

ner Ungleichbehandlung entgegenzuwirken. Denn der allgemeine Gleichbehandlungs­

grundsatz verbietet nur die willkürliche Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer aus 

sachfremden Gründen gegenüber anderen in vergleichbarer Lage befindlichen Arbeit­

nehmern, er verhindert jedoch nicht die Begünstigung einzelner Arbeitnehmer (vgl. 

BAG 3. April 1957 - 4 AZR 644/54 - AP BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 4).

2. In Anwendung dieser Rechtsgrundsätze besteht kein Anspruch des Klägers 

auf die geltend gemachte Gehaltserhöhung.
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Die Beklagte hat vier neueingestellten AT-Angestellten die Tariflohnerhöhung 

von 3,2 % weitergegeben. Diese Begünstigung von weniger als 5 % der außertariflich 

angestellten Arbeitnehmer läßt nicht den Schluß zu, die Beklagte habe eine entspre­

chende Gruppe von Arbeitnehmern gebildet. Würde dies zugunsten des Klägers unter­

stellt, wäre die von der Beklagten vorgenommene Differenzierung jedenfalls sachlich 

gerechtfertigt. Denn die im Wege des Betriebsübergangs auf die Beklagte übergegan­

genen AT-Angestellten verfügen über eine deutlich bessere Anwartschaft auf betriebli­

che Altersversorgung und erhalten weitere höhere betriebliche Sozialleistungen als die 

neueingestellten AT-Angestellten. Diese Unterschiede sollen durch die Erhöhung der 

laufenden Gehälter der neueingestellten AT-Angestellten schrittweise angeglichen 

werden. Im übrigen verpflichtet der allgemeine Gleichbehandlungsgrundsatz einen 

Arbeitgeber, der durch ein sachlich nicht gerechtfertigtes Merkmal eine außerordentlich 

kleine Gruppe der Belegschaft bessergestellt hat (hier 4 % zu 96 %), nicht, diesen 

Vorteil allen Beschäftigten einzuräumen. Das der Pflicht zur Gleichbehandlung zu­

grunde liegende Gebot der Verteilungsgerechtigkeit (vgl. MönchArbR/Richardi 2. Auf!. 

§ 14 Rn. 8; ErfK/Preis BGB §611 Rn. 836) trägt diese Ausweitung nicht, weil in Fällen 

dieser Art die Freiheit des Arbeitgebers in der Bestimmung des Dotierungsrahmens 

freiwilliger Leistungen besonders nachhaltig verletzt werden würde und zu unverhält­

nismäßig hohen weiteren finanziellen Belastungen des Arbeitgebers führte (vgl. Lieb, 

Arbeitsrecht, 7. Auf!., Rn. 105; kritisch auch MünchArbR/Richardi 2. Auf!. § 14 Rn. 36). 

Dieser Gedanke liegt auch der Rechtsprechung des Ersten Senats zu Verstößen ge­

gen den betriebsverfassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz nach § 75 Abs. 

1 Satz 1 BetrVG bei der Ausgestaltung von Sozialplänen zugrunde. Werden in Sozial­

plänen Arbeitnehmer unter Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes benachtei­

ligt, darf dies in Individualprozessen der schlechtergestellten Arbeitnehmer nicht dazu 

führen, daß die finanzielle Gesamtausstattung des Sozialplans wesentlich erhöht wird. 

Nur solange einzelne Arbeitnehmer benachteiligt worden sind und die hierdurch verur­

sachten Mehrbelastungen des Arbeitgebers nicht ins Gewicht fallen, kann einem be­

nachteiligten Arbeitnehmer wegen Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes der 

korrigierte volle Abfindungsbetrag zugesprochen werden (vgl. BAG 26. Juni 1990 

- 1 AZR 263/88  -  BAGE 65, 199, 207).

Die aus der Verletzung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes fol­

genden finanziellen Belastungen des Arbeitgebers sind in den Fällen, in denen die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Gruppe der Bessergestellten außerordentlich klein ist, nur gerechtfertigt, wenn zu­

gleich besondere verfassungsrechtliche oder gemeinschaftsrechtliche Differenzie­

rungsverbote, wie beispielsweise das Verbot der Benachteiligung wegen des Ge­

schlechts, verletzt worden sind. Nur durch die Gewährung eines Zahlungsanspruchs 

für die Gruppe der benachteiligten Arbeitnehmer wird diesen Verboten nachhaltig Wir­

kung verliehen.

III. Die Klage ist auch nicht wegen unterbliebener Beteiligung des Betriebsrats bei 

der Gehaltserhöhung der AT-Angestellten begründet.

Selbst wenn die Erhöhung der Gehälter der neueingestellten AT-Angestellten 

ohne die nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG erforderliche Beteiligung des Betriebsrats 

erfolgt sein sollte, führte dies nicht zu Zahlungsansprüchen des Klägers. Denn bei dem 

AT-Gehalt des Klägers handelt es sich um ein unabhängig von der tariflichen Ge­

haltsskala festgelegtes Entgelt. Dies ergibt sich aus dem Gehaltsrahmen für AT- 

Angestellte, der elf Gehaltsstufen enthält. Dieser Gehaltsrahmen ist von der VDL und 

dem dort gebildeten Betriebsrat 1996 vereinbart und von der Beklagten übernommen 

worden. Eine - zugunsten des Klägers unterstellte - Verletzung des Mitbestimmungs­

rechts bei der Weitergabe der Tariflohnerhöhung an die vier neueingestellten AT- 

Angestellten wäre nicht geeignet, Ansprüche zu begründen, die vor der mitbestim­

mungspflichtigen Maßnahme nicht bestanden (vgl. BAG 20. August 1991 - 1 AZR 

326/90 - AP BetrVG 1972 § 87 Lohngestaltung Nr. 50 = EzA BetrVG 1972 § 87 Be­

triebliche Lohngestaltung Nr. 29; 28. September 1994 -  1 AZR 870/93  -  BAGE 78, 74; 

Senat 15. November 1994 -  5 AZR 682/93  -  AP BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 121 

= EzA BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 61).

IV. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Müller-Glöge Mikosch Linck

Heel Dittrich
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